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Die Einbindung der kommunalen Haushalte 
in die Konjunkturpolitik
Eine Bilanz der Ansätze und Resultate
Gerhard Zabel, Köln

Die Investitionsprogramme der letzten Jahre zur Konjunkturbelebung haben in erheblichem Umfang 
die Gemeinden beteiligt. Die vielfältigen Erfahrungen hieraus sollte ein zukünftiges Programm — 
wie es derzeit verstärkt gefordert wird — nutzen. Der folgende Beitrag will nicht nur die bisherigen 
Ansätze darstellen und deren konjunkturpolitische Effizienz bewerten, sondern insbesondere Einflüsse 
auf andere Zielbereiche aufzeigen.

FINANZPOLITIK

Die kommunalen Haushalte sind in zweifacher 
Hinsicht von wesentlicher Bedeutung für die 

konjunkturelle Entwicklung. Zum einen erreicht 
ihr Ausgabenvolumen einen Anteil am Brutto­
sozialprodukt von fast 10% ; das Ausgabengeba­
ren der Gemeinden ist somit eine wichtige Be­
stimmungsgröße für das Volumen der gesamt­
wirtschaftlichen Nachfrage und damit fü r die w irt­
schaftliche Entwicklung. Zum anderen tätigen die 
Gemeinden ungefähr zwei Drittel aller öffentlichen 
Investitionen und sind somit maßgeblicher Träger 
für die Konzipierung und insbesondere Durchfüh­
rung einer antizyklischen Investitionspolitik der 
öffentlichen Hand. Die beiden Aspekte sind natur­
gemäß miteinander verbunden, da sich beide im 
kommunalen Haushalt konkretisieren.

Bereits Mitte der sechziger Jahre wurden die 
Kommunalhaushalte als konjunktureller Störfaktor 
geortet. Analysen des Ausgabengebarens der Ge­
meinden zeigten, daß die Haushaltswirtschaft der 
Gemeinden bis dahin ausgesprochen prozyklisch 
gewirkt hatte. In Phasen schwächeren Wachstums 
wurden die Ausgaben gedrosselt, in Boomjahren 
im Vergleich zum Anstieg des Sozialprodukts 
überproportional ausgeweitet, so daß sich insge­
samt ein zyklusverschärfender Effekt e in s te llte ').

Im letzten Jahrzehnt sind eine Reihe von Versu­
chen unternommen worden, diese Prozyklik zum 
einen über strategische Veränderungen der Rah-

menbedingungen, zum anderen über kurzfristige 
taktische Beeinflussung durch Konjunkturpro­
gramme zumindest zu mildern.

Verstetigungsmaßnahmen

Die beiden wesentlichen strategischen Maßnah­
men waren die Einbindung der Gemeinden in das 
Zielsystem des Stabilltäts- und Wachstumsgeset­
zes (§16) sowie die Neuordnung der Gemeinde­
finanzen {Gemeindefinanzreformgesetz). Während 
die pauschale Einbindung ohne jede Verknüpfung 
mit Sanktionsmechanismen von Anbeginn keine 
großen Hoffnungen wachrief, war von der Substi­
tution eines Teils der sehr aufkommenselasti­
schen und somit prozyklischen Gewerbesteuer 
durch einen Anteil von 14%  am Aufkommen der 
stetiger fließenden Lohn- und veranlagten Ein­
kommensteuer eine gewisse Glättung der Ge­
meindeeinnahmen im Zeitablauf und damit ind i­
rekt auch der Ausgaben zu erwarten. Die Zusam­
menstellung der wesentlichen Daten zur Beurtei­
lung der W irksamkeit der beiden skizzierten ge­
setzgeberischen Maßnahmen ab dem Inkrafttreten 
des Gemeindefinanzreformgesetzes zum 1.1.1970 
(vgl. Tab. 1) macht deutlich, daß es nicht gelungen 
ist, das Ausgabengebaren der Kommunen kon­
junkturneutral oder gar antizyklisch auszurich­
ten )̂.

') Vgl. H. T i m m :  Gemeindefinanzpolitik in den Wactistums- 
zyklen -  zugleicli eine Analyse der sog. Parallelpolitik, in; 
Finanzarchiv, N.F., Bd. 27 (1969), S. 441 ff.; D. B i e h l ,  K. H. 
J ü t t e m e i e r ,  H. L e g i e r :  Zu den konjunkturellen Effekten 
der Länder- und Gemeindehaushalte in der Bundesrepublik 
Deutschland 1960-1974, in: Die Weltwirtschaft (1974), S. 29 ff.; ver­
schiedene Gutachten des Sachverständigenrats zur Begutachtung 
der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung.

Dr. Gerhard Zabel, 32, ist wisserischaftlicher 
M itarbeiter am Finanzwissenschaftlichen 
Forschungsinstitut der Universität zu Köln.

2) Um das Ausgabengebaren auf den weitgehend autonomen oder 
normalen Bereich zu reduzieren, wurden diejenigen Ausgaben, 
die die Gemeinden im Rahmen der sie einbeziehenden drei Kon­
junkturprogramme der Jahre 1974/75 tätigten, aus den Gesamt- 
daten herausgezogen. Die Ergebnisse dieses Reduktionsversuches 
können den autonomen Bereich nicht völlig exakt abbilden, da 
quantitativ unbedeutende Kürzungen von Mitteln der Gemein­
schaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur“ 
im Rahmen der Konjunkturdämpfung 1973 unberücksichtigt blei­
ben mußten; die Volumina der einzelnen Programme nur hypo­
thetisch bestimmten Jahren exakt zurechenbar sind -  de facto 
treten Oberhänge in das Folgejahr auf; die Ausgabeneffekte zu­
sätzlicher landeseigener Konjunkturprogramme im kommunalen 
Bereich nicht mindernd berücksichtigt wurden; und für alle Kon­
junkturinvestitionen im kommunalen Bereich Zusätzlichkeit unter­
stellt werden mußte. Der aus diesen Faktoren resultierende Un­
sicherheitsbereich ist jedoch so gering einzustufen, daß er die 
Grundaussage nicht tangieren kann.
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Obwohl sich die Untersuchung hier nur auf eine 
bloße Gegenüberstellung relevanter Daten und 
damit eine verfeinerten Ansprüchen nicht genü­
gende Form stützen kann®), so wird doch deut­
lich, daß die Ausgabenveränderungen, darunter 
insbesondere diejenigen der Investitionsausga­
ben, bei mehrjähriger Betrachtung nicht den kon­
junkturpolitischen Erfordernissen Rechnung tra­
gen, die sich aus der Entwicklung der Preise, des 
Sozialprodukts sowie der Arbeitslosenquote ab­
lesen lassen. Der optisch relativ günstige Wert 
für das Jahr 1977 darf dabei nicht darüber hin­
wegtäuschen, daß er auf den niedrigen Aus­
gangsdaten des Jahres 1976 basiert und in abso­
luten Zahlen gerade den Nominalwert des Jahres 
1973 erreicht.

Tabelle 1
Das kommunale Ausgabengebaren im Kontext 

der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung
(Veränderungsraten jeweils in “/o gegenüber dem Vorjahr)

1970 1971 1972 1973 1974 1975 1976 1977

BSP ln Preisen von 1970
+  5,9 +  3,2 +  3,7 +  4,9 +  0,4 — 2,5 +  5,7 +  2,5 

Verbraucherpreise
+  3,4 +  5,3 +  5,5 +  6,9 +  7,0 +  6,0 +  4,5 +  3,9

Arbeitslosenquote
0,7 0,8 1,1 1,2 2,6 4,8 4,7 4,5

Kommunale Investitionsausgaben ')
+  22,9 +19,7 +  6,1 +  6,7 +  8,1 — 3,4 —17,0 +15,3

Kommunalausgaben insgesam t')
+  16,8 +19,3 +10,8 +12,6 +13,0 +  6,1 — 0,3 +  9,7

') Ohne die kommunalen Ausgaben im Rahmen der Konjunktur­
programme 1974/75 (vgl. Tabellen 2 und 3).
Q u e l l e n :  Gemeindefinanzbericht 1978, Statistisches Jahrbuch 
1977, Finanzbericht 1978, Jahreswirtschaftsbericht der Bundes­
regierung 1978, eigene Berechnungen.

Die Kommunalausgaben haben mithin in ihrem 
autonomen oder normalen Bereich trotz des Sta­
bilitätsgesetzes und des Gemeindefinanzreform­
gesetzes nach wie vor eher prozyklisch als neutral 
oder sogar antizyklisch gewirkt. Das bedeutet: 
Die Länder und insbesondere der Bund als der 
eigentliche Träger gesamtwirtschaftlicher Zielset­
zungen müssen mit ihren konjunkturpolitischen 
Maßnahmen nicht nur im Hinblick auf den privat- 
wirtschaftlichen Sektor gegensteuern. Sie müssen 
zudem auch noch die negativen Effekte des nor­
malen kommunalen Ausgabengebarens kompen­
sieren — zumindest bis zu einer weiteren und w ir­
kungsvolleren Umgestaltung des gemeindlichen 
Handlungsrahmens '*).

Die zweite Komponente des Stellenwertes der 
Kommunen fü r die Konjunkturpolitik ist die Mög­

lichkeit, ihre Haushaltswirtschaft in ein finanzpoli­
tisches Konzept diskretionärer Eingriffsmaßnah­
men der Länder und/oder insbesondere des Bun­
des einzubeziehen, um einem sich abzeichnenden 
und unerwünschten konjunkturellen Ausschlag zu 
begegnen. Dabei hängt die Bedeutung dieser 
zweiten Komponente von dem Resultat des ersten 
Aspektes ab: Die Notwendigkeit einer Einbezie­
hung der kommunalen Haushalte wächst m it dem 
Grad der Prozyklik des quasi-autonomen Ausga­
bengebarens der Gemeinden und sinkt bei kon­
junkturgerechter Umgestaltung.

Die wesentliche Hürde einer direkten Einfluß­
nahme durch den Staat ist der in der Verfassung 
verankerte Autonomiegrundsatz für die Gemein­
den (A rt 28 II), der kurzfristig wirksame Gebots­
und Verbotsinstrumente mit der Zielsetzung einer 
konjunkturgerechten Beeinflussung weitgehend 
ausschließt. So läßt sich nach juristischer Inter­
pretation die prima facie äußerst geeignete Kom­
munalaufsicht der Länder mit ihren weitreichen­
den Eingriffsmöglichkeiten ohne Verfassungsver­
letzung keinesfalls zu einer „Konjunkturaufsicht“ 
umbauen oder erweitern^). Das Stabilitätsgesetz 
enthält als einziges unmittelbares Eingriffsinstru­
ment die Kreditlim itierungsverordnung nach 
§§ 19 ff. und damit allein einen Ansatzpunkt für 
eine kontraktive Politik. Die Verordnung wurde 
bislang erst einmal (1973) für kurze Zeit und ohne 
große Wirkung erlassen‘ ).

Ansätze bei den Ländern

Eine Steuerung kann mithin im wesentlichen nur 
über den „goldenen Zügel“ der -  je nach kon­
junktureller Lage -  Zuteilung oder Verweigerung 
von Zuschußmitteln an die Gemeinden erfolgen. 
Da die Verfassung die Gemeinden dem Zustän­
digkeitsbereich der Länder zuordnet, kommen für 
eine solche Steuerung zunächst die Länder in Be­
tracht. Sie können dafür prinzipiell sowohl die a ll­
gemeinen Zuweisungen als auch die Zweckzuwei­
sungen für Investitionsvorhaben der Kommunen 
einsetzen. Die Zweckzuweisungen sind wegen ihrer 
Objektgebundenheit geeigneter, weil die Gemein­
den im Boom diese objektgebundenen Einnahme­
ausfälle schlechter (über Kreditaufnahmen) kom­
pensieren können und in der Rezession gezielt 
zu Investitionsausgaben veranlaßt werden^).

Beide Instrumente sind jedoch bisher weder im 
Boom noch in der Rezession -  von unbedeuten-

3) Vgl. dazu die Diskussion geeigneter methodischer Konzepte 
bei B. B i e h l ,  K. H. J ü t t e m e i e r ,  H. L e g i e r ,  a .a .O .; 
A. S c h m i d t :  Einige Anmerkungen zur Diskussion über die 
prozyklischen Wirkungen der Gemeindehaushalte, in: Konjunktur­
politik, 21. Jg. (1975), S. 291 ff.
<) Vgl. hierzu z. B. H. K o c k :  Vorschläge zur Verstetigung der 
Gemeindefinanzen, in: Konjunkturpolitik, 21. Jg. (1975), S. 309 ff.; 
M. B l ö c k e r ,  H. G. P e t e r s e n :  Zur konjunkturpolitischen 
Problematik des Gemeindesteuersystems, in: WIRTSCHAFTS­
DIENST, 57. Jg. (1977), Heft 3, S. 136 ff.

5) Vgl. K. S t e r n ,  P. M ü n c h ,  K. H. H a n s m e y e r :  Kom­
mentar zum Gesetz zur Förderung der Stabilität und des Wachs­
tums der Wirtschaft, 2. Aufl., Stuttgart, Berlin, Köln, Mainz 1972, 
S. 303; P. J. T e t t  I n g e r :  Ingerenzprobleme staatlicher Kon­
junktursteuerung auf kommunaler Ebene, jur. Diss. Köln 1972, 
S. 132 ff.
4) Vgl. G. Z a b e l :  Möglichkeiten selektiver Konjunkturpolitik, 
Köln 1975, S. 227 f.
7) Vgl. E. H. W i I m s : Probleme einer konjunkturgerechten Ge­
staltung der Gemeindefinanzen, Diss. Freiburg 1968, S. 92 ff.
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den Ausnahmen abgesehen®) — konjunkturpoli­
tisch motiviert variiert worden. In Phasen, die ein 
kontraktives Vorgehen erfordert hätten, wollten 
die Länder die Ansätze nicht kappen, da sie a ll­
gemeinen Zielsetzungen der Daseinsvorsorge, 
denen die Stärkung der Gemeindefinanzmittel 
durch das Land primär dient, im Konfliktfall Prio­
rität einräumten. Akzeptiert man diese Prioritäten­
setzung, so gibt es für die Länder kaum eine 
IVlöglichkeit (neben der Kreditlim itierungsverord­
nung durch Bundesregierung und Bundesrat), im 
Boom kontraktiv auf die kommunale Haushalts­
wirtschaft einzuwirken!

In der Rezession hingegen nahm man keine kurz­
fristige Aufstockung der Zuweisungsansätze vor, 
sondern konzipierte sogenannte Sonderpro­
gramme zur Stärkung der kommunalen Investi­
tionskraft, die neben den „norm alen“ Zweckzu­
weisungsprogrammen realisiert wurden. Bestim­
mend für diese Konzeption waren das einfachere 
gesetzgeberische Procedere, der höhere poli­
tische Signaleffekt eines gesonderten Programms, 
die bessere Verfolgbarkeit der Realisierung so­
wie letztlich die Einflußnahme des Bundes auf die 
Länder, der durch sein Angebot der M ittelbereit­
stellung auf die Konzipierung solcher Sonderpro­
gramme hinwirkte. Wegen dieser Verflechtung mit 
dem Bund lassen sich die Ländermaßnahmen im 
Bereich der Sonderprogramme sinnvoll erst nach 
einer Skizzierung der instrumenteilen Möglichkei­
ten des Bundes zur Beeinflussung der Gemeinde­
ausgaben darlegen und analysieren.

Ansätze beim Bund

Das Instrumentarium des Bundes ist von einer 
krassen Asymmetrie gekennzeichnet, da es prak­
tisch nur ein expansives Vorgehen erlaubt. Nach 
Art. 104 a IV des Grundgesetzes kann der Bund 
„den Ländern Finanzhilfen für besonders bedeut­
same Investitionen . . .  der Gemeinden . . .  gewäh­
ren, die zur Abwehr einer Störung des gesamt­
wirtschaftlichen Gleichgewichts . . .  erforderlich 
s ind “ . Durch eine Novellierung von § 6  II wurden 
1971 diese Finanzhilfen zudem in die Regelungen 
des Stabilitätsgesetzes eingegliedert, die vor 
allem ein schnelles Agieren bzw. Reagieren der 
Bundesregierung ermöglichen sollen. Der Bund 
kann jedoch andererseits kaum im Boom Finanz­
hilfen an die Gemeinden stoppen, da er -  abge­
sehen von einigen Mischfinanzierungstatbestän­
den wie den Gemeinschaftsaufgaben nach Art. 91 a 
des Grundgesetzes — den Gemeinden angesichts 
der Kompetenzaufteilung zwischen Bund und 
Ländern kaum laufend Mittel zuweist und zuwei­
sen kann, die sich gegebenenfalls kürzen ließen. 
Es fehlt m ithin an Manövriermasse.

Nachdem die Länderzuweisungen bereits als im 
Boom nicht kurzfristig variabel eingestuft werden 
mußten, g ib t es somit neben der nicht allzu w irk­
samen Kreditlim itierungsverordnung in dieser 
Konjunktursituation kein Instrument, das das 
quasi-autonome -  wie skizziert prozyklische -  
Ausgabenvolumen der Gemeinden kurzfristig auf 
ein konjunkturgerechtes Maß zurechtstutzen 
könnte. Etwas überpointiert form uliert: Eine kurz­
fristige Veränderbarkeit durch Bund und Länder 
ist im Boom nicht gegeben; das mit zwei Dritteln

Tabelle 2
Investitionen der Gemeinden im Rahmen der 
vom Bund initiierten Konjunkturprogramme

Programme
mit den relevanten
Mischfinanzierungsteilen

Zahl
der

Projekte

Investl- 
1 tlons- 
j Volumen

Finan­
zierungs­
anteil der 

Gemeinden

in M ill. DM

Einmaliges Sonderprogramm 
für Gebiete mit speziellen Struk­
turproblemen (Februar 1974)
-  kommunale Infrastruktur 
Sonderprogramm zur regionalen 
und lokalen Abstützung der 
Beschäftigung (September 1974)
-  kommunale Infrastruktur
-  Ergänzung städtebaulicher 

Förderprogramme

615

534

104

653

606

129

ca. 250

246

43

insg. 638 735 289

Programm zur Stärkung von 
Bau- und anderen Investi­
tionen (August 1975)
-  kommunale Infrastruktur
-  Stadtsanierung
-  Alleindarlehen ')
-  Arbeitsbeschaffungsmaß­

nahmen der Bundesanstalt 
für Arbeit

2000
660
770

3806

1998
620
923

1249

771
145
923

943

Insg. 7236 4790 2782

Programm für Zukunftsinvesti­
tionen 2) (März 1977)
-  Beseitigung höhengleicher 

Bahnübergänge
-  Rheln-Bodensee (Abwasser­

beseitigung)
-  Trinkwasserversorgung
-  Verbesserung der Wohn- 

umwelt

410

ca. 3000 
1410

3273

16

ca. 1400 
630

1086

insg. 8093 3132

8) Vgl. G. Z a b e l ,  a .a .O ., S. 221.

’ ) In diesem Programmtell wurden den Gemeinden keine Zu­
schüsse, sondern allein günstige Darlehen zur Finanzierung von 
Infrastrukturprojekten angeboten.
2) Kurzbezeichnung für „Mehrjähriges öffentliches Investitions­
programm zur Wachstums- und umweltpolitischen Vorsorge“ . Die 
kommunalen Programmteile sind noch nicht voll belegt, weshalb 
die Volumenangaben vorläufigen Charakters sind und die Pro­
jektzahlspalte entfällt. Die Beschäftigungs- und Einkommens­
effekte dieses Programms werden vor allem 1978 und 1979 auf­
treten. Ende 1977 wurden zwar bereits Aufträge in Höhe von 
mehreren Mrd. DM vergeben, die jedoch erst 1978 ausgabenwirk­
sam werden.
Q u e l l e n ;  Jahreswirtschaftsbericht der Bundesregierung 1976, 
unveröffentlichte Materialien aus den beteiligten Bundesministe­
rien sowie der Bundesanstalt für Arbeit.

der gesamten öffentlichen Investitionen beacht­
liche Manövrierpotential im Investitionssektor der 
Gemeinden fä llt somit aus. Die Ohnmacht des 
Bundes wurde insbesondere in den Jahren der 
starken Preissteigerungen 1972—74 sehr schmerz-
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lieh empfunden, und die Regierung ließ damals 
resignierend verlauten: „D ie Kommunalparla­
mente pfeifen darauf, was stabilitätspolitisch ge­
boten ist.“ ’ ) Man gab jedoch allgemein der Hoff­
nung Ausdruck, bei expansiver Politik die Ge­
meinden leicht einbeziehen zu können. Doch auch 
in rezessiven Phasen stellt sich nach den Erfah­
rungen mit den Konjunkturprogrammen der letz­
ten Jahre (vgl. Tabelle 2) die Belebung der W irt­
schaft m ittels Finanzhilfen an die Gemeinden ent­
gegen dem ersten Anschein nicht problemlos 
dar'°).
Einer Auslotung ihres Stellenwertes für die ex­
pansive Konjunkturpolitik des Bundes ist voraus­
zuschicken, daß der Ankurbelung der Konjunktur 
mittels öffentlicher Investitionen im Rahmen anti­
zyklischer Konzeptionen prinzipiell wie insbeson­
dere innerhalb der realisierten Programme der 
letzten Jahre besonderes Gewicht beigemessen 
wird. Ursächlich dafür ist zum einen, daß dieses 
Instrument die einzige nahezu Konstante im Maß­
nahmenkalkül ist, da die anderen, auf die Stär­
kung der privaten Nachfrage gerichteten Instru­
mente wegen der Abhängigkeit von Verhaltens­
weisen die Makrogrößen in erheblich schlechter 
zu prognostizierender Weise verändern. Zum an­
deren wird durch die Investitionen neben dem Be- 
schäftigungs- und Einkommenseffekt uno actu ein 
höchst erwünschter Potential- oder Versorgungs­
effekt erzielt.
Angesichts der quantitativen Relationen zwischen 
den Gebietskörperschaften muß der Bund die Ge­
meinden einbeziehen, wenn er die Konjunktur 
über eine nennenswerte Steigerung der öffent­
lichen Investitionen beleben w ill. Trotz der Rege­
lungen zur m ittelfristigen Finanzpl^nung mit ihrer 
Verpflichtung zur weitgehend vergabereifen Vor­
ausplanung von Investitionsprojekten haben näm­
lich zum einen Bund und auch Länder nicht genug 
geeignete Vorhaben, um ein umfangreiches Kon­
junkturprogramm zu füllen. Zum anderen erfor­
dert der Grundsatz von der Gleichrangigkeit der 
Aufgaben auf den verschiedenen staatlichen Ebe­
nen ebenfalls die Einbeziehung der Gemeinden 
in größere Ausgabenprogramme.

Durchsetzungsprobleme

Zunächst steht der Bund dabei vor der Schwierig­
keit, daß das Grundgesetz keine generellen Ver­
bindungslinien zwischen ihm und den Gemeinden 
vorsieht. Er muß mithin — wie es auch der zitierte 
Artikel 104 a IV GG zum Ausdruck bringt — die 
Finanzhilfen über das Land laufen lassen und ist 
darauf angewiesen, daß die Länder als verfas-

’ ) Vgl. dazu die Daten in Tabelle 1 sowie die Analyse in
G. Z a b e l ,  a. a. 0 ., S. 206 ff.
lo) Vgl. hierzu auch R. R. K l e i n :  Kommunale Aspekte der 
‘Konjunkturbelebungsprogramme 1974 und 1975, in: der gemeinde­
haushalt (1976), Heft 7, S. 145 ff.; W. N ö 1 1 i n g : Das Programm 
für Zukunftsinvestitionen, in: WIRTSCHAFTSDIENST, 57. Jg. (1977), 
Heft 8, S. 391 ff.

sungsgegeben notwendiger Mediator zu den Ge­
meinden mitziehen und bereit sind, die Intentio­
nen des Bundes umzusetzen. Dieser Sachverhalt 
wurde durch ein Urteil des Bundesverfassungs­
gerichtes bekräftigt, das das Procedere des „Son­
derprogramms für Gebiete mit speziellen Struk­
turproblemen“ vom Februar 1974 -  der Bund 
hatte die Mittel ohne Verwaltungsvereinbarungen 
mit den Ländern den Gemeinden unmittelbar zu­
fließen lassen und selbst die zu fördernden Pro­
jekte ausgewählt — als verfassungswidrig verwarf. 
Bei den folgenden Programmen wurde dann eine 
Zustimmung und auch finanzielle Mitbeteiligung 
der Länder erreicht, die — wie bereits bei den 
Einflußmöglichkeiten der Länder angerissen -  
diese Sonderprogramme in ihre Haushalte ein­
stellten.

Im wesentlichen konnte der Bund dabei seine 
Intentionen durchsetzen, weil er sich als M ittel­
anbieter naturgemäß in einer starken Verhand­
lungsposition befand. Diese Intentionen richteten 
sich nun allerdings nicht allein darauf, daß die 
Länder die für die Gemeinden angebotenen Mittel 
annahmen und aufstockten. Der Bund hatte viel­
mehr für die Programme sowohl im Hinblick auf 
die regionale Verteilung als auch insbesondere 
im Hinblick auf die Art der förderbaren kommu­
nalen Investitionsprojekte eine sehr detaillierte 
Kriterienliste vorgegeben. Richtschnur für die Vor­
gabe dieser Kriterienliste war die Zielsetzung, mit 
Hilfe der zu fördernden Projekte nicht nur Kon­
junkturpolitik  zu betreiben, sondern gleichzeitig 
gemäß dem Postulat interregional gleichwertiger 
Lebensverhältnisse bevorzugt Infrastrukturen un­
terdurchschnittlich ausgestattete Regionen zu fö r­
dern sowie in als besonders dringlich erachteten 
Aufgabenbereichen (wie z. B. der Abwasserbesei­
tigung und -reinigung) Schwerpunkte zu setzen ")■

Probleme der Mittelannahme

Die zweite Schwierigkeit für solche Programme 
besteht darin, daß in der nächsten Stufe die Ge­
meinden als die eigentlichen Adressaten der ge­
meinsamen Bund-Länder-Programme das M ittel­
angebot auch annehmen müssen, d. h. den Krite­
rien gemäße Projektanträge ihren Regierungsprä­
sidien oder Länderregierungen einreichen, um ein 
Programm über entsprechende Bewilligungen dann 
wirksam werden zu lassen. Vordergründig scheint 
diese Stufe problemlos zu sein, weil den Gemein­
den praktisch Geld geschenkt werden soll, das 
man in der Regel annimmt. Schwierigkeiten lie­
gen jedoch darin, daß

□  die vergabereifen Projektanträge zur Vermei­
dung konjunkturpolitisch bedenklicher time-lags

H) Zur Problematik einer Regionalisierung der Konjunkturpolitik 
vgl. G. Z a b e l ,  a .a .O .; F. B r ü c k m a n n ,  J. K r o m p -  
h a r d t : Die kommunalen Haushalte im Rahmen selektiver Fis­
kalpolitik, in: WIRTSCHAFTSDIENST, 57. Jg. (1977), Heft 3,
s. 142 ff.
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sehr kurzfristig einzureichen sind, was viele Ge­
meinden unter Umständen nicht vermögen. Ver­
schiedentlich wurde deshalb dafür plädiert, die 
Gemeinden zu einer sogenannten Schubladen­
planung zu veranlassen, auf die dann gegebenen­
fa lls zurückgegriffen werden kann;

□  die Zuweisungen nicht 100%  der Investitions­
summe betragen können, weil die übergeordneten 
Körperschaften anderenfalls dem Gebot der Spar­
samkeit nicht folgen würden und zudem zu starke 
Benachteiligungen der nichtgeförderten Gemein­
den einträten. Die Gemeinden haben also einen 
Eigenanteil aufzubringen und müssen -  worüber 
die Kommunalaufsicht wacht — bei der Projekt­
beantragung dazu offensichtlich in der Lage sein. 
Zudem müssen sie auch in späteren Jahren die 
Folgekosten der Investitionen tragen können;

□  die Gemeinden angesichts der -  aus konjunk­
turpolitischer Sicht nicht notwendigen -  Be­
schränkung auf einige Aufgabenbereiche auch ge­
rade in diesen Bereichen genügend Investitionen 
durchzuführen haben.

Bei den abgewickelten Programmen konnten 
diese Schwierigkeiten im wesentlichen beherrscht 
werden, wie die vollständige Ausschöpfung der 
Programmvolumina in Verbindung mit der relativ 
kurzen Frist von durchschnittlich drei Monaten 
zwischen Programmkonzipierung und Auftragsver­
gabe durch die Gemeinden belegt.

Gefahr der Umschichtungen

Der Bund stand und steht bei einer solchen Pro­
grammkonzipierung und -realisierung außerdem 
vor der Schwierigkeit, die Finanzhilfen richtig zu 
dosieren, um den gewünschten Beschäftigungs­
effekt zu erzielen. Hierzu genügt nämlich nicht 
allein die Orientierung an einer ökonometrisch er­
m ittelbaren notwendigen zusätzlichen Nachfrage­
größe, da -  anders als bei Bundesinvestitionen 
-  die zur Zielerreichung erforderliche Zusätzlich- 
keit der Ausgaben nicht zu gewährleisten ist. Bei 
den abgewickelten Programmen der Jahre 1974/75 
haben w iederholt Länder ihren Finanzierungs­
anteil zumindest teilweise durch Umschichtung 
innerhalb ihrer Ausgabenansätze aufgebracht, 
d. h. diesen M itteln fehlt das Kriterium der Zu- 
sätzlichkeit.
Auch bei den komplementären Gemeindemitteln 
besteht die Gefahr der Umschichtung in den Aus­
gabenansätzen, so daß auch fü r diesen Anteil am 
gesamten Programmvolumen der zusätzliche Be- 
schäftigungs- und Nachfrageeffekt unter Umstän­
den nicht eintritt. Nach eigenen Untersuchungen 
zu den Programmen der Jahre 1974/75 sind die 
kommunalen Komplementärmittel jedoch bislang 
in der überwiegenden Zahl der Fälle zusätzlich 
aufgebracht worden '^). Bei einer Häufung von 
Programmen wie in den letzten Jahren besteht

allerdings die Gefahr, daß die Gemeinden in 
ihrer Gesamtheit in Erwartung solcher Maßnah­
men ihren quasi-autonomen Investitionsblock von 
vornherein bewußt geringer dimensionieren als 
ohne die Aussicht auf solche Finanzhilfen. Weite­
ren Programmen könnte ein solcher Antizipations­
effekt viel von ihrer konjunkturellen W irksamkeit 
nehmen.

Konjunl(turelle Effizienz

Trotz der skizzierten Schwierigkeiten kommt der 
kurzfristigen Steuerung der kommunalen Investi­
tionen mit Hilfe von Finanzzuweisungen durch 
Sonderprogramme in rezessiven Phasen ein her­
vorragender Stellenwert zu. Nach Tabelle 2 haben 
die Programme ein beachtliches Investitionsvolu­
men erreicht, das zum überwiegenden Teil als zu­
sätzlich und damit im gewünschten Sinn konjunk­
turwirksam einzustufen ist. Dieser Eindruck wird 
allerdings durch die Zusammenstellung der Daten 
in Tabelle 3 getrübt. Danach haben die abgewik- 
kelten Investitionsprogramme kaum ausgereicht, 
das in seinem quasi-autonomen Teil wie skizziert 
stark prozyklische Ausgabengebaren der Kom­
munen zumindest auf ein konjunkturneutrales 
Niveau anzuheben. Ein expansiver Impuls ist so­
mit trotz der Programme von den Gemeindeinve­
stitionen in toto nicht ausgegangen ’ )̂.

Tabelle 3
Das Gewicht der Konjunkturprogramme 

innerhalb des kommunalen Investitionsvolumens

1974 1975 1976 1977

Sachinvestitionen 
in Mrd. DM 30,38 29,45 28,62 27,48
davon Konjunktur­
investitionen

(abs.) 0,65 0,74 4,79 0,00
(%) 2,1 2,5 16,7 0,0

jährliche Verände­
rungsraten 
-  ohne Konj.-lnvest. +  8,1 — 3,4 — 17,0 — 15,3
— mit Konj.-lnvest. 4- 10,5 — 3,1 — 3,2 — 4,0

Dieser Tatbestand darf jedoch im Hinblick auf die 
grundsätzliche Einstufung der Eignung kommuna­
ler Investitionsbeeinflussung zur Konjunkturbele­
bung nicht überbewertet werden, da erstens das 
Antragsvolumen der Gemeinden die Programm­
volumina um das Vier- bis Fünffache überstieg. 
Zweitens ist aus eigenen Recherchen bekannt, 
daß die Gemeinden zum Teil längst nicht alle von 
ihren Verwaltungen zusammengetragenen Pro­
jekte mit Antragsreife auch eingereicht, sondern 
selbst bereits eine Vorauswahl getroffen hatten.

12) Für das Zukunftsinvestitionsprogramm scheint dies infolge der 
zumindest ursprüngiicti iängerfristigen Konzeption niclit in g le i­
chem IVlaße zu gelten. Vgl. auch W. N ö I I I n g , a. a. O., S. 396.
13) Zu dieser Einschätzung kommt sogar die Bundesregierung 
selbst. Vgl. Jahreswirtschaftsbericht 1976, Bundestagsdrucksache 
7/4677, S. 43; ähnlich auch der Sachverständigenrat zur Begutach­
tung der gesamtwiirtschaftüchen Entwiicklung, Jahresgutachten 
1976/77, Tz. 210.
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Drittens ist sciiließlich m it Biicl< auf das maximal 
aktivierbare Volumen zu berücksichtigen, daß die 
vorgegebenen Objektkriterien ebenfalls restriktiv 
wirkten. Unter Beachtung dieser Faktoren ist das 
kurzfristig aktivierbare Volumen mit mindestens 
30 Mrd. DM einzustufen. Dieser Wert entspräche 
ungefähr der Kommunalinvestition eines Jahres 
und erscheint auch von daher plausibel. Das ge­
schätzte Volumen liegt weit über dem Umfang bis­
heriger Programme, d. h. die potentielle Manö- 
vriermasse stößt kaum an Grenzen. Es muß „nu r“ 
-  das Mitziehen der Länder vorausgesetzt -  rich­
tig dosiert werden.

Die Restriktion fü r eine stark expansive Politik 
läge mithin im Bereich der Kommunalinvestitionen 
weniger auf der Nachfrage- als vielmehr auf der 
Angebotsseite: Die Aufträge gehen prim är an das 
Baugewerbe, das selbst in rezessiven Phasen 
kapazitätsmäßig nicht so flexibel sein kann, einen 
Auftragsstoß von vielen M illiarden D-Mark kurz­
fristig beschäftigungswirksam umzusetzen. Nach 
Kenntnis des Verfassers behindert dieser Faktor 
bereits die beschleunigte Realisierung des Zu­
kunftsinvestitionsprogramms.

Unterschiedliche Verteilungsverfahren

Eine Wertung der Einbeziehung von Gemeinden 
in die Konjunkturpolitik darf sich jedoch nicht nur 
an der Adäquanz gegenüber dem Ziel der W irt­
schaftsstabilisierung orientieren. Es ist nur eines 
unter vielen Zielen staatlichen Handelns und darf 
im Falle eines Zielkonflikts nicht automatisch 
Priorität genießen. Gerade unter diesem Gesichts­
punkt sind die konjunkturell doch letztlich w irk­
samen Sonderprogramme heftig kritisiert worden. 
Die Länder haben dem Bund trotz ihrer zähne­
knirschenden Zustimmung vorgeworfen, er konter­
kariere m it seiner Bindung der Mittel an be­
stimmte Aufgabenbereiche ihre landespolitischen 
Entwicklungskonzepte, die die Schwerpunkte un­
ter Umständen ganz anders setzen oder setzen 
wollen Die Innenministerkonferenz der Länder 
hat in einem unveröffentlichten Schreiben an die 
Regierung deshalb diese Fixierung durch den 
Bund als dem Artikel 104 a IV des Grundgesetzes 
nicht konform und somit verfassungswidrig be­
zeichnet. Eine klärende Klage beim Bundesverfas­
sungsgericht wurde allerdings bislang nicht ange­
strengt, und der Bund hat die rechtliche Beurtei­
lung durch die Länder zurückgewiesen.

Die Gemeinden ihrerseits haben die Länder we­
gen ihrer Verfahren zur Aufteilung der Programm­
mittel unter die antragstellenden Kommunen an­
gegriffen, obwohl sie zusätzliche Mittel erhalten 
haben! Die Verteilungsverfahren waren jedoch 
von Land zu Land höchst unterschiedlich, z. B. 
nach

□  dem Beteiligungsgrad der Bezirksregierungen,

□  den landesspezifischen Kriterien fü r die räum­
liche Mittelverteilung (Arbeitslosigkeit, W irtschafts­
struktur, Berücksichtigung der Verteilung von 
Bundes- und Landesinvestitionen),

□  der Frage einer Vorabquotierung der Mittel auf 
die Ressorts,

□  dem Grad der Einsetzung von Mitteln zum Ab­
bau des Antragsüberhanges bei den normalen 
Zweckzuweisungen,

□  dem politischen Durchsetzungsvermögen des 
federführenden Ministeriums (in der Regel W irt­
schaftsministerium) und

□  dem Grad der Kontaktaufnahme mit antrag­
stellenden Gemeinden.

Verärgerung über das Procedere

Wegen dieser Unterschiedlichkeiten im Procedere 
müßte die K ritik der Gemeinden länderweise d if­
ferenziert werden, wozu hier der Raum fehlt. Ohne 
Verallgemeinerungsanspruch fü r andere Länder 
seien deshalb die wesentlichen Kritikpunkte skiz­
ziert, die sich aus einer Untersuchung des Finanz­
wissenschaftlichen Forschungsinstituts an der 
Universität Köln in einigen Gemeinden Nordrhein- 
Westfalens zu den Programmen 1974/75 ergaben. 
Danach waren die befragten Gemeinden verärgert 
bis verb ittert und haben sogar zum Teil mit dem 
Boykott ähnlicher Programme gedroht, eine Dro­
hung, die angesichts des Anreizes von Förder­
mitteln wohl allerdings nicht allzu ernst zu neh­
men ist. Als Gründe für die Verärgerung über das 
Procedere der Konjunkturprogramme wurden be­
nannt:

□  Es sind viel zu hohe Erwartungen geweckt 
worden, was zu langen Antragslisten mit dem im­
pliziten hohen Verwaltungsaufwand (Ressourcen­
verschwendung I) ge- bzw. verführt h a t’=). Damit 
ist die vielfache Überzeichnung der Programm­
volumina zu erklären. Da der landesinterne Auf­
teilungsschlüssel unbekannt war, glaubten viele, 
ihre Chancen würden mit der Zahl der abgegebe­
nen Anträge steigen.

□  Die Frustration über die ungünstige Relation 
von Anträgen und Bewilligungen hat oft zu intra­
kommunalen Auseinandersetzungen (Opposition 
gegen Verwaltung oder Presse gegen Rat und Ver­
waltung) geführt, weil man in Unkenntnis der Ver­
teilungskriterien zunächst die Schuldigen für den 
vermeintlichen kommunalen Mißerfolg im eigenen 
Haus suchte.

G  Die Undurchsichtigkeit des Vergabeverfahrens 
hat das Klima zwischen Land und Gemeinden 
stark belastet. Man glaubte, „Beziehungen“ und

14) Vgl. w . N ö I I i n g , a. a. 0 „  S. 393 f. 15) Vgl. R. R. K I e i n . a. a. 0 ., S. 149.
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politische Rangeleien zwischen den am Programm 
beteiligten Ressorts seien ausschlaggebend für 
die M ittelverteilung gewesen und zweifelte an der 
Rationalität des Vorgehens. Ursächlich hierfür war 
vor allem, daß das Land Kommunen, in deren 
Gebiet bereits im Rahmen der Sonderprogramme 
ebenfalls vorgesehene zusätzliche Landes- und 
Bundesinvestitionen realisiert wurden, entspre­
chend verm indert berücl<sichtigte, um die Effel<te 
des Gesamtprogramms möglichst gleichmäßig zu 
streuen. Dies war zwar ein isoliert l^onjunkturpoli- 
tisch betrachtet rationales Vorgehen. Es entsprach 
jedoch nicht kommunaler Logik, da jede Ge­
meinde weniger „irgendwelche“ Investitionen an­
derer Träger als vielmehr ihre eigenen interes­
sieren.

□  Man empfand das Konzept der Auswahl ein­
zelner Projekte als unwürdigen Eingriff in die Ge­
meindeautonomie. Insoweit stufte man es nicht 
als Verlängerung oder Modifikation des „norma­
len“ Zweckzuweisungsverfahrens, sondern als 
Verfahren sui generis ein. Dies wurde primär mit 
dem nächsten Punkt begründet, der Veränderung 
von Gemeindeprioritäten.

Veränderung von Gemeindeprioritäten

□  Die Entwicklungsprioritäten der Gemeinden, 
die in Entwicklungsplänen und Investitionspro­
grammen fix iert sind, wurden in vielfacher Hin­
sicht beeinflußt und verbogen

— Durch den kurzen zur Verfügung stehenden 
Planungszeitraum waren nur Projekte mit ent­
sprechender — und unter Umständen zufälliger 
und nicht automatisch an die Reihenfolge der 
Prioritätenliste gebundener -  Planungsreife re­
levant,

-  Die Vorgabe von Objektkriterien durch Bund 
und Land implizierte eine weitere Vorauswahl.

-  Die eingezogenen Höchstgrenzen pro Projekt 
bewirkten unter Umständen eine nicht beab­
sichtigte Vorziehung kleinerer Projekte.

— Die Bewilligungen haben sich oft nicht an die 
den Anträgen beigefügten Prioritätenlisten der 
Gemeinden gehalten. Aus mehr oder weniger 
undurchsichtigen Landesinteressen heraus wur­
den verschiedentlich Projekte auf hinteren 
Rängen bewilligt, die m ittelfristig niemals rea­
lisiert worden wären. Die Gemeinden hatten 
sie nur beantragt, um eine eindrucksvolle Liste 
präsentieren zu können. Die Verführung der 
angebotenen Mittel war dann aber fast aus­
nahmslos so stark, daß auch diese eigentlich 
ungewollten Projekte realisiert wurden.

14) Vgl. J. D i n g e r :  Das Sonderprogramm von Bund und Län­
dern zur regionalen und lokalen Abstützung der Beschäftigung, 
in; der gemeindehaushalt (1975), Heft 5, S. 97 f.; R. R. K l e i n ,  
a. a. O., S. 150; Aussprache zur großen Anfrage der CDU/CSU zur 
Lage der Städte, Gemeinden und Kreise, in: Stenografische Be­
richte des Deutschen Bundestages, 58, Sitzung am 24.11.1977.

-  Die Projektliste entwickelte in einigen Gemein­
den eine gewisse Eigendynamik insofern, als 
man sich sagte, es sei sinnvoll, die eigentlich 
für spätere Termine projektierten, jetzt aber 
bereits vergabereif geplanten Vorhaben vorzu­
ziehen.

Notwendige Änderungen

Der durch die Einbindung der Gemeinden in die 
Sonderprogramme erzielte positive Effekt auf die 
konjunkturelle Entwicklung war von erheblichen 
Differenzen zwischen dem Bund und den Ländern 
sowie insbesondere innerhalb der Land-Ge- 
meinde-Beziehung begleitet. Das Procedere der 
Projektauswahl und M ittelverteilung hat die Ge­
meindeautonomie in deutlich stärkerem Maße tan­
giert, als dies bei dem Verfahren der Zweckzuwei­
sungsvergabe ohnehin der Fall is t  Reihen sich 
nun mehrere Programme aneinander — wie es in 
den letzten Jahren der Fall war und auch fü r die 
nähere Zukunft angesichts m itte lfristiger W irt­
schaftsprognosen wahrscheinlich scheint - ,  ist die 
Gefahr einer Veränderung in der Gewichtsvertei­
lung zwischen Bund, Land und Gemeinde nicht 
von der Hand zu weisen. Wenn auch die Berech­
tigung landespolitischer und insbesondere -plane­
rischer Zielsetzungen und ihres Anstrebens mit 
Hilfe von Sonderprogrammen keinesfalls geleug­
net werden soll, so drängt sich doch der Eindruck 
auf, daß den von den Gemeinden artikulierten 
Interessen nicht der gebührende Rang eingeräumt 
wurde.

Diese Bedenken sind jedoch lediglich Ergebnis 
der Analyse abgewickelter Programme. Sie kön­
nen nicht grundsätzlich gegen das Instrument der 
Einbindung kommunaler Investitionen in die ex­
pansive Konjunkturpolitik ins Feld geführt wer­
den, da nicht das Instrument selbst, sondern das 
gewählte Procedere ursächlich war. Erfahrungs­
gemäß w ird die Verteilung immer als knapp emp­
fundener Mittel nie ohne Reibereien und Konflikte 
realisierbar sein. Eine stärkere Einbeziehung der 
Gemeinden und ihrer Prioritätenlisten (z. B. durch 
eine gesetzliche Regelung, die die Vergabe der 
Finanzmittel analog der Regelung des Stabilitäts­
gesetzes fü r die Bundesinvestitionen (§6 II) nur 
fü r kommunale Projekte gestattet, die in der m it­
te lfristigen Investitions- und Finanzplanung der 
Gemeinden ausgewiesen sind) sowie der Regie­
rungspräsidien mit ihrer exakten Kenntnis des 
Nötigen und Machbaren in den Gemeinden ihres 
Bezirkes in Verbindung mit größerer Transparenz 
des Aufbaus der Verteilungsschlüssel ist bei zu­
künftigen Programmen jedoch ohne weiteres zu 
erreichen. Diese Konzeptmodifikation dürfte das 
Konfliktpotential mindern und der Aufgabentei­
lung im Land-Gemeinde-Verhältnis eher entspre­
chen.
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